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§ 1 Name, Sitz und Zweck 
 

  1.   Die Liberalen Demokraten sind eine Partei im Sinne des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland und des Parteiengesetzes. 

 
2. Die Partei führt den Namen Liberale Demokraten - die Sozialliberalen – .Ihre 

Gliederungen führen diesen Namen mit dem entsprechenden Zusatz. Die 
Kurzbezeichnung lautet LD. 

               
   3.  Der Sitz der LD ist der Wohnsitz der/des Bundesvorsitzenden. 

 
   4. Die LD  vertreten in der Bundesrepublik Deutschland den Liberalismus als 

Politik der Menschen- und der Bürgerrechte, des sozialen und 
ökologischen Ausgleichs. 

 
 

 
§ 2 Mitgliedschaft  

 
  1. Mitglieder der Liberalen Demokraten können alle Personen werden, die im 

Geltungsbereich des Parteiengesetzes leben, wenn sie das 16.  Lebensjahr 
vollendet haben, die Grundsätze und die Satzung der Partei anerkennen und 
ihnen nicht durch ein rechtskräftiges Urteil eines ordentlichen Gerichtes der 
Bundesrepublik Deutschland die Wählbarkeit oder das Wahlrecht aberkannt 
worden sind. 

 
2. Mitglieder der Partei können nur natürliche Personen sein. 
 
3. Die Mitglieder sind zur Mitarbeit in der Partei berechtigt und aufgerufen. 
 
4. Über die Aufnahme von Mitgliedern wird nach Bestimmung der 

Bundessatzung von den örtlichen Gruppen, Kreis- oder Landesverbänden 
entschieden. Bestehen diese nicht, entscheidet der Bundesvorstand. 
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§ 2 Mitgliedschaft  
 

 Für die ehemaligen Mitglieder der SED/ Blockparteien (Geburtsjahr vor 1962) 
ist die Abgabe einer schriftlichen Erklärung an Eides Statt, "keine Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit als auch Denunziation begangen zu haben", 
Bestandteil des Aufnahmeantrages. 
 
Die Gliederungen haben unverzüglich den Bundesverband von Anträgen auf 
Aufnahme in die Partei in Kenntnis  zu setzen. Bei Gründen von erheblicher 
Bedeutung, die gegen eine Aufnahme  sprechen, hat der Bundesvorstand  bis 
14 Tage nach Eingang des Antrages bei der Bundesgeschäftsstelle ein 
Vetorecht. Die aufnehmende Gliederung ist vom Bundesvorstand bei einem 
Veto nach § 2 Abs. 3  Satz 5 über die Gründe schriftlich zu informieren. 

 
5. Über Aufnahmeanträge von Personen, die Ihren Wohnsitz außerhalb des 

Geltungsbereiches des Parteiengesetzes haben, entscheidet der 
Bundesvorstand. 

 
6. Die gleichzeitige Mitgliedschaft in den Liberalen Demokraten und in einer 

anderen Partei oder Wählergruppe ist ausgeschlossen. Dies gilt auch bei gleich-
zeitiger Mitgliedschaft in einer ausländischen Partei, Organisation oder Ver-
einigung, deren Zielsetzungen den Zielen der Liberalen Demokraten wider-
sprechen. 

 
7. Mitglieder der Partei sind beitragspflichtig. In der Bundesbeitragsordnung 

werden ein Regelbeitrag, ein ermäßigter Regelbeitrag sowie die Voraus-
setzungen für Beitragsfreiheit festgelegt. 

 
Die Beiträge aller Mitglieder werden unmittelbar vom Bundesverband, 
möglichst im Lastschriftverfahren eingezogen, es sei denn, dass durch 
Vereinbarung mit dem zuständigen Landesverband die Beitragserhebung durch 
diesen für die ihm untergeordneten Mitglieder sichergestellt ist. 
 
Der Bundesparteitag kann die Abführung von Beitragsanteilen an den 
Bundesverband beschließen. 
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§ 2 Mitgliedschaft  
 

 
Der Bundesverband führt an die zuständigen Landesverbände alle 
Beitragsanteile für  ihnen zugeordnete Mitglieder ab, die über dem   ihm 
zustehenden Anteil liegen.  Für den Fall der Beitragserhebung durch einen 
Landesverband muss  dieser die Bundesanteile an den Bundesverband 
abführen. 

 
Die Landesverbände sind verpflichtet, die in der Beitragsordnung festgelegten 
Anteile an die bestehenden örtlichen Gruppen und Kreisverbände abzuführen. 

 
Die Landesverbände können in ihren Beitragsordnungen die Beitragshöhe für 
die ihnen untergeordneten Mitglieder festsetzen. Der Regelbeitrag der Bundes-
beitragsordnung darf hierbei nicht unterschritten werden. 

 
8.      Die Bundespartei führt eine zentrale Mitgliederdatei. 
 
9. Für ein Parteiamt ist wählbar, wer in den letzten zehn Jahren in  keinerlei 

nachrichtendienstliche Tätigkeit verwickelt war und dies durch eidesstattliche 
Versicherung erhärtet. § 2.Absatz 9, Satz 1 dieser Satzung findet keine 
Anwendung, wenn der /die Betreffende zur Tatzeit minderjährig war. 

 
 
 
§ 3  Beendigung der Mitgliedschaft 
 
1. Die Mitgliedschaft endet durch 
                1.   Tod 
                2.  Austritt, 
                3.  Beitritt zu einer anderen, mit der LD im Wettstreit stehenden Partei oder     
  Wählergruppe 
                4.  rechtskräftiger Verlust oder Aberkennung der Amtsfähigkeit/ der  

  Wählbarkeit oder des Wahlrechts 
            5.  Ausschluss nach § 4 
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§ 3  Beendigung der Mitgliedschaft 
 
2. Bei Beendigung der Mitgliedschaft ist die Mitgliedskarte zurückzugeben.  Ein 

Anspruch auf Rückzahlung von Beiträgen besteht nicht. 
 
3. Ausgeschlossene Mitglieder sind der Bundespartei unter Bekanntgabe der 

Ausschlussgründe zu melden. 
 
4. Die parlamentarischen Gruppen der Partei sind gehalten, ein rechtskräftig  

ausgeschlossenes oder ein ausgetretenes Parteimitglied aus ihrer Gruppe 
auszuschließen. 

 
 
§ 4   Ordnungsmaßnahmen 
 
1 . Verstößt ein Mitglied gegen die Satzung oder gegen Grundsätze oder Ordnung 

der Partei und fügt ihr damit Schaden zu, so können folgende Ordnungsmaß-
nahmen mit schriftlicher Begründung durch den Bundesvorstand verhängt 
werden: 

 
1. Verwarnung, 

      2.   Verweis, 
 3.  Enthebung von einem Parteiamt, 
 4.    Aberkennung der Fähigkeit, ein Parteiamt zu bekleiden bis zur , 
                           Höchstdauer von zwei Jahren, 

Gegen diese Maßnahmen kann das zuständige Schiedsgericht angerufen 
werden. 
 
Die Maßnahmen nach Ziffern 1 oder 2, 3 und 4 können auch nebeneinander 
verhängt werden. 

 
2. Ein Mitglied kann nur dann ausgeschlossen werden, wenn es vorsätzlich gegen 

die Satzung oder erheblich gegen die Grundsätze und Ordnung der Partei 
verstößt und ihr damit schweren Schaden zufügt. Ein Verstoß im Sinne von 
Satz eins liegt insbesondere vor bei: Annahme von Spenden und Vorteilen, die 
mit einer politischen Gegenleistung verknüpft  sind, bei Nichtweiterleitung von 
Spenden an die Partei, bei Verweigerung des Beitritts zur oder Austritt aus der 
parlamentarischen Gruppe der Partei, sowie bei unterlassener Beitragszahlung. 

 
§ 4  Ordnungsmaßnahmen 
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3. .Über Ordnungsmaßnahmen oder den Ausschluss entscheidet das 

Schiedsgericht des für das Mitglied zuständigen Verbandes (gem.§10 
PartG).Gegen Entscheidungen des Schiedsgerichts ist die Berufung zum 
Schiedsgericht des übergeordneten Verbandes zulässig. 

 
 
§ 5   Ordnungsmaßnahmen gegen Gebietsverbände 
 
1.  Die Landesverbände sind verpflichtet, alles zu tun, um die Einheit der Partei zu 

sichern, sowie alles zu unterlassen, was sich gegen die Grundsätze, die Ordnung 
oder das Ansehen  der Partei richtet.  Sie haben auch ihre Organe zu einer 
gleichen Verhaltensweise anzuhalten. 

 
2. Verletzen Landesverbände, ihnen nachgeordnete Gebietsverbände oder Organe 

diese Pflichten, so ist der Bundesvorstand berechtigt und verpflichtet, die 
Landesverbände zur Einhaltung  dieser Pflichten aufzufordern. 

 
 Kommt der Landesverband einer solchen Aufforderung nicht binnen einer ange- 

messenen Frist nach, so kann der Bundesvorstand den Landesverband anweisen, 
mit einer Frist von einem Monat den Landesparteitag einzuberufen, auf dem der 
Bundesvorstand die dem Landesverband gemachten Vorwürfe durch beauftragte  
Vorstandsmitglieder zu vertreten und geeignete Anträge zu stellen hat. Erfolgt 
die verlangte Einberufung des Landesparteitages nicht, ist hierzu der Bundes 
vorstand berechtigt. Die Frist beträgt in diesem Falle mindestens vierzehn Tage. 
 
 

3.  Die Auflösung und der Ausschluss von Gebietsverbänden kann nur durch den 
Bundesvorstand auf einem Bundesparteitag beantragt werden.Dieser Antrag ist 
mit der Einladung zu verschicken. Als Gründe für einen solchen Antrag sind nur 
Verstöße gegen Parteitagsbeschlüsse, die Satzung und Gesetze zugelassen. 
Gegen einen entsprechenden Beschluss des Bundesparteitages ist die Berufung 
beim Bundesschiedsgericht zulässig. 

 
4. Werden gegen die Bundespartei gerichtete Maßnahmen nach § 23 a Abs.1 des 

Parteiengesetzes von einem Landesverband oder einem diesem nachgeordneten 
Gebietsverband  vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht, hat der entsprech-
ende Verband der Bundespartei den eingetretenen Verlust zu ersetzen. 
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§ 6   Gliederung  
 
1. Mindestens drei Mitglieder in einem Bundesland können einen Landesverband 

bilden. Die Landesverbände organisieren sich selbst. 
 
2. Die Landesverbände gliedern sich in örtliche Gruppen und / oder Kreisverbände. 

 Eine örtliche Gruppe und / oder Kreisverband hat mindestens drei Mitglieder. 
Die örtlichen Gruppen und/oder Kreisverbände organisieren sich selbst.  Sie 
legen die Grenzen ihrer Tätigkeit einvernehmlich fest. In Konfliktfällen 
entscheidet der Landesverband. 
 
 

3. Örtliche Gruppen und Kreisverbände können über politische Grenzen hinaus 
gehen, sind aber in den Außengrenzen deckungsgleich mit politischen Grenzen 
und dürfen Grenzen des Landesverbandes  nicht überschreiten. 

 
 
4. Die Landesverbände sind in Verbindung mit den Vereinbarungen nach § 2 

Abs.6 und der Bundesbeitragsordnung verpflichtet den örtlichen Gruppen und / 
oder Kreisverbänden Beitragsanteile zu überlassen. Die Landesverbände 
gewährleisten den Einzug der Bundesanteile und die Erfüllung der 
Beitragspflicht gegenüber dem Bundesverband, sofern der Bundesvorstand sie 
dazu ermächtigt hat. 

 
 
 
§ 7 Organe der Bundespartei 
 
1 . Organe der Bundespartei sind dem Rang nach: 
 

1 . der Bundesparteitag und 
 
2.  der Bundesvorstand. 

 
2. Organ im Sinne von Absatz 1 ist auch die Bundesvertreterversammlung nach 

§17. 
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§ 8     Der Bundesparteitag 
 
1.  Der Bundesparteitag ist das oberste Organ der Partei. Er ist als ordentlicher oder  

außerordentlicher  Bundesparteitag einzuberufen. 
 
2. Die Beschlüsse des Bundesparteitages sind sowohl für die Gliederungen der 

Partei als auch für ihre Mitglieder bindend. 
 
3. Der Bundesparteitag tagt öffentlich. Zu einzelnen Punkten kann die 

Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. 
 
 
 
§ 9   Geschäftsordnung des Bundesparteitages 
 
 
1. Ein ordentlicher Bundesparteitag findet jährlich statt. Er wird vom 

Bundesvorstand unter Mitteilung der Tagesordnung und des Tagungsortes mit 
einer Frist von sechs Wochen durch Brief an die Mitglieder einberufen. Im Falle 
der Verlegung muß in der gleichen Art eingeladen und eine Frist von vier 
Wochen gewahrt werden. 

 
2.  Außerordentliche Bundesparteitage müssen durch die/ den Bundesvorsitzende(n) 

mit einer Frist  von vier Wochen unverzüglich einberufen werden, wenn dies 
schriftlich unter Angabe der  Gründe beantragt wird durch Beschluss  

 
1. der Vorstände von mindestens einem Drittel der Landesverbände 

oder 
 2. der Bundestagsfraktion oder -gruppe oder 

3 des Bundesvorstandes oder 
 4.  von einem Drittel aber mindestens fünf der örtlichen Gruppen oder  

5.  von einem Drittel aber mindestens fünf der Kreisverbände. 
 
        In Fällen von herausragender Dringlichkeit kann die Mindestfrist zur 

Einberufung eines außerordentlichen Parteitages auf zehn Tage verkürzt werden.  
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§ 10  Aufgaben des Bundesparteitages 
 
1. Aufgaben des Bundesparteitages sind die Beratung und Beschlussfassung über 

grundsätzliche politische und organisatorische Fragen der Partei. 
 
2. Seine Aufgaben sind insbesondere: 

 
1.  die Wahl des Parteitagspräsidiums 
2.  die Verabschiedung von Parteiprogrammen 
3.  Satzungsänderungen gemäß § 22 und Beitragsregelungen (vgl. § 

Abs.6 und § 12 Abs.3) 
4.  Entscheidungen über die Auflösung oder Verschmelzung der Partei 

oder von Landesverbänden 
 
5.  die Beschlussfassung über 

a) den Bericht der Mandatsprüfungskommission gemäß § 1 
Abs.3 

b) den Bericht des Bundesvorstandes 
c) den Rechnungsprüfungsbericht 
 

  6.   die Entlastung des Bundesvorstandes  
    7.   die Wahl des Bundesvorstandes 

     8.   die Wahl von zwei Rechnungsprüfern und zwei Stellvertretern.    
        (gemäß § 31 Abs.1 PartG) 

      9.   die Wahl des Bundesschiedsgerichts  
10. die Wahl der  Mandatsprüfungskommission. Diese besteht aus  

   mindestens   fünf  Mitgliedern. 
 
3. Die Wahl des Bundesvorstandes sowie die Wahl der Rechnungsprüfer findet 

innerhalb  von zwei Jahren seit der letzten Wahl statt.  
 

4. Die Mitglieder des Schiedsgerichts werden für mindestens zwei, höchstens vier 
Jahre gewählt. § 14 Abs.2 des Parteiengesetzes findet entsprechende 
Anwendung. 
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§ 11  Beschlussfassung durch den Bundesparteitag 
 
1. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst soweit die Bundessatzung 

und die Geschäftsordnung nichts anderes bestimmen. 
 
2. Ist in der Satzung der Partei und in den gesetzlichen Vorschriften eine 

bestimmte Mitgliederzahl für die Beschlussfassung oder eine Wahl festgelegt, 
so hat der Versammlungsleiter durch ausdrückliche Erklärung festzustellen, dass 
die vorgeschriebene Mitgliederzahl anwesend ist und die Zustimmung der 
erforderlichen Mehrheit vorliegt. 

 
3. Von dem Bundesparteitag ist eine Niederschrift zu fertigen, die mindestens den 

Wortlaut der gefassten Beschlüsse und das Ergebnis der Wahlen enthält. Die 
Niederschrift ist von zwei Mitgliedern des Präsidiums zu unterschreiben. 

 
 
§ 12  Teilnahme und Stimmrecht 
 
1. Jedes Mitglied kann am Bundesparteitag mit Rede- und Stimmrecht teilnehmen. 
2.     Antragsberechtigt sind: 

a) jedes Mitglied, b) die örtlichen Gruppen-, c) die Landesverbände, 
d) die Mitglieder des Bundesvorstandes. 

 
Anträge müssen vier Wochen, bei außerordentlichen Bundesparteitagen zwei 
Wochen  zuvor beim Bundesvorstand schriftlich eingereicht werden. Der 
Bundes-vorstand hat diese Anträge nach Ablauf der Antragsfrist unverzüglich 
an die örtlichen Gruppen und oder Kreisverbände weiterzuleiten. Nach 
Antragsschluss eingehende Anträge werden nur behandelt, wenn es sich um Ab-
änderungsanträge handelt oder wenn der Bundesparteitag der Behandlung mit 
Mehrheit zugestimmt hat.  Vor diesem Beschluss sind nur eine Begründung der 
Dringlichkeit und eine Gegenrede zulässig. 

 
3. Die Mandatsprüfungskommission prüft die Ordnungsmäßigkeit der Einladung 
        und die Stimmberechtigung der Mitglieder und berichtet dem Bundesparteitag.  
 
4. Mitglieder, deren Mitgliedschaft nach § 3 Abs. 1 Nr.6 ruht, besitzen kein 

Stimm-und Antragsrecht.  
 
 
 



Liberale Demokraten - die Sozialliberalen - LD 
Bundessatzung / Stand: 30.November 2003 

 

Seite 12 von 18 

§ 13  Bundesvorstand 
 
1. Der Bundesvorstand führt die laufenden Geschäfte der Partei nach den 

Beschlüssen des Bundesparteitages. 
 
2. Der Bundesvorstand besteht aus der/ dem Bundesvorsitzenden, dem Schatz-

meister und  einer Anzahl von stellvertretenden Bundesvorsitzenden.Vor Eintritt 
in die Wahlhandlung beschließt der Bundesparteitag, welche Anzahl von 
Stellvertretern zu wählen ist. 

 
3. Der Bundesparteitag wählt die / den Bundesvorsitzende(n) und den 

Schatzmeister jeweils in Einzelwahlgängen. Gewählt ist dabei, wer mehr 
erreicht als die Summe der Stimmen der Mitbewerber und der Neinstimmen.  
Erreicht niemand diese Zahl, so findet ein zweiter Wahlgang statt, in dem 
gewählt ist, wer die meisten Stimmen hat. 

 
4. Die stellvertretenden Bundesvorsitzenden werden in einem Wahlgang gewählt. 

Dabei hat jeder Stimmberechtigte so viele Stimmen, wie Bewerber zu wählen 
sind.  Stimmenhäufung  ist unzulässig. Gewählt sind die Bewerber mit den 
höchsten Stimmenzahlen bis zur beschlossenen Anzahl. 

 
4. Gesetzlich vertreten (§ 26 BGB) wird die Partei durch die /den Bundesvor-

sitzende(n) oder Schatzmeister oder durch zwei stellvertretende Bundesvor-
sitzende gemeinsam. 

 
§ 14  Geschäftsordnung des Bundesvorstandes 
 
1. Der Bundesvorstand tritt mindestens einmal vierteljährlich zusammen.  Er wird 

von der / dem Bundesvorsitzenden oder bei deren / dessen Verhinderung von 
einer ihrer / einem seiner Stellvertreter unter Angabe der Tagesordnung und des 
Tagungsortes einberufen. 

 
2. Die Einberufung muß unverzüglich erfolgen, wenn dies schriftlich unter Angabe 
der Gründe beantragt wird: 
 

1) von einem Fünftel der Mitglieder des Bundesvorstandes, 
2) von einem Landesverband. 
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§ 14  Geschäftsordnung des Bundesvorstandes 
 
3. Die Sitzungen des Bundesvorstandes sind parteiöffentlich. 
 
4.     Der Bundesvorstand hat den Haushaltsplan der Partei zu veröffentlichen. 
 
5. Reisen im Dienste der Partei oder zu Parteitagen können abgerechnet werden, 

wenn der Bundesvorstand diesen  vorher zustimmt. 
 
 
 
§ 15  Zulassung von Gästen 
 
 Der Bundesvorstand kann auf Antrag eines seiner Mitglieder durch Beschluss 

Gäste zulassen. Wortmeldungen der Gäste sind durch ein Mitglied der Partei 
anzubringen und bedürfen der Zustimmung durch Beschluss. 

 
 
 
 
§ 16 Bewerberaufstellung zu den Wahlen zu Volksvertretungen 
 
 Geltung der Wahlgesetze und Satzungen: 

  Für die Aufstellung der Bewerber für Wahlen zu Volksvertretungen gelten die 
  Bestimmungen der Wahlgesetze und der Satzung der Bundespartei und der zu - 
  ständigen  Gebietsverbände. 
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§ 17  Besondere Regelungen für die Wahl zum Europäischen 
Parlament 

 
1. Die Bewerber und Ersatzbewerber für die Wahl zum Europäischen Parlament 

werden, sofern der Bundesparteitag gemäß § 8 Abs. 2 EuWG sich für die 
Einreichung einer  gemeinsamen Liste für alle Länder (Bundesliste) entscheidet, 
in geheimer Abstimmung von einer Bundesvertreterversammlung gewählt. 

 
2. Die Bundesvertreterversammlung besteht aus den Mitgliedern, die zur 

Europawahl  stimmberechtigt sind. 
 
3. An den Wahlen zur Aufstellung der Bewerber  und  ihrer  Stellvertreter  für die  

Europawahl dürfen nur Mitglieder der Partei  teilnehmen, die  zum  Zeitpunkt  
des  Zusammentritts  der Versammlung  in  der  Bundesrepublik  Deutschland, 
bei   Versammlungen  in   den  Landesverbänden , in   dem betreffenden Land 
wahlberechtigt sind.  Eine Übertragung  des Stimmrechts  ist unzulässig. 

 
4. Im übrigen  gelten  für  die  Zusammensetzung,  Einberufung, Leitung,  

Beschlussfähigkeit, Teilnahme-  und Stimmberechtigung  der  Versammlungen  
sowie für die Verfahren für die Wahl der Bewerber, die Vorschriften über die 
Parteitage  der Parteigliederungen  in  den  jeweiligen Satzungen und Geschäfts-
ordnungen entsprechend. 

 
5. Beschließt der Bundesvorstand gemäß § 8 Abs. 2 EuWG die Aufstellung von 

Landeslisten, so sind die Absätze eins bis vier (1-4) sinngemäß anzuwenden. 
 
 
 
§ 18 Schiedsrichter, Rechnungsprüfer 
 
1 a.  Das Schiedsgericht besteht aus mindestens drei Mitgliedern.  Der Vorsitz wird 

innerhalb des Gremiums einvernehmlich und für mindestens zwei Jahre 
bestimmt, und zwar innerhalb von vier Wochen nach seiner Wahl und dem 
Bundesvorstand schriftlich mitgeteilt.  Den Vorsitz soll möglichst ein 
Volljurist, Rechtskundiger innehaben. 

 
 
 
 
§ 18 Schiedsrichter, Rechnungsprüfer 
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1 b. Das Schiedsgericht ist im Einzelfall mit Beisitzern zu besetzen, die im Streitfall 

von den Streitparteien paritätisch benannt werden. 
 
1 c. Für die Tätigkeit des Schiedsgerichts ist eine Schiedsordnung zu erlassen, die 

den Beteiligten rechtliches Gehör, ein gerechtes Verfahren und die Ablehnung 
eines Mitgliedes des Schiedsgerichts   wegen  Befangenheit  gewährleistet.  Sie 
ist  dem  nächsten  Bundesparteitag  zur Abstimmung  vorzulegen. Bis zu  
diesem  Zeitpunkt  gilt  die Zivilprozeßordnung (ZPO). 

 
2. Der Parteitag wählt zwei Rechnungsprüfer und zwei Stellvertreter. 
 
3. Ist schriftliche Wahl erforderlich, so gilt § 13 Abs. 4 entsprechend.  Dabei 

genügt jeweils ein Wahlgang.  Die drei Bewerber mit den höchsten 
Stimmenzahlen sind gewählt; die nächsten werden Stellvertreter in der 
Reihenfolge der erreichten Stimmenzahl. 

 
 
 
§ 19   Rechenschaftslegung  
 
1. Die Rechenschaftslegung und Buchführung über die Einnahmen und Ausgaben 

sowie über das Vermögen richtet  sich nach den Vorschriften des Parteien-
gesetzes (§§ 23-31 PartG). 

  
2. Spenden an die Partei oder einen oder mehrere Gebietsverbände, deren 

Gesamtwert in einem Kalenderjahr (Rechnungsjahr) einen Grenzwert (gemäß § 
25 Abs.2) übersteigt, werden  unter Angabe des Namens und der Anschrift des 
Spenders sowie der Gesamthöhe der Spende im Rechenschaftsbericht 
verzeichnet oder angezeigt (gem. § 25 Abs.3 PartG).1) 

 
3a. Eine Abschrift des Rechenschaftsberichtes (§ 24 PartG) ist dem Bundesvorstand 

von allen Gliederungen unverzüglich zu übersenden. 
 
__________ 
 

1) Zur Zeit beträgt der Grenzwert € 10.000.-(zehntausend Euro) 
 
 
§ 19   Rechenschaftslegung  
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3b. Die Landesverbände haben sicherzustellen, dass ihre Rechenschaftsberichte für 

das vergangene Jahr und die Rechenschaftsberichte ihrer nachgeordneten 
Gliederungen bis spätestens 30. April eines jeden Kalenderjahres beim 
Bundesvorstand eingehen.  
 

 
§ 20   Auflösung der Partei oder einer Gliederung 
 
1. Die Auflösung der Bundespartei oder ihre Verschmelzung mit einer anderen 

Partei kann nur durch Beschluss des Bundesparteitages mit einer Mehrzahl von 
3/4 der zum Bundesparteitag Stimmberechtigten beschlossen werden, nachdem 
der Antrag mindestens sechs Woche vorher den örtlichen Gruppen mit 
Begründung bekanntgegeben worden ist. Der Beschluss regelt zugleich das 
Verfahren der nach § 6 Abs. 2, Nr.11 des Parteiengesetzes (PartG) 
erforderlichen Urabstimmung. 

 
2. Die Auflösung eines Landesverbandes kann durch einen Beschluss des 

Bundesparteitages mit einer Mehrzahl von 3/4 der zum Bundesparteitag 
Stimmberechtigten beschlossen werden, nachdem der entsprechende Antrag 
mindestens sechs Wochen vorher den Landesverbänden mit Begründung 
bekanntgegeben worden ist. Dieser Beschluss berechtigt den Bundesvorstand 
mit sofortiger Wirkung, alle Maßnahmen zu ergreifen, die notwendig sind, einen 
neuen Landesverband zu gründen. 

 
3. Die Landesverbände haben eine Bestimmung in ihre Satzung aufzunehmen, 

wonach Beschlüsse über ihre Auflösung oder Verschmelzung zur Rechtskraft 
der Zustimmung eines Bundesparteitages bedürfen. 

 
4. Über die Verwendung des Vermögens der Bundespartei, im Falle einer 

Auflösung, wird mit einfacher Mehrheit beschlossen. 
 
5.   Die Rechnungsprüfung hat vorab durch die gewählten Rechnungsprüfer der 

Gliederung zu erfolgen, oder ersatzweise durch die Bundesrechnungsprüfer.  
Das Vermögen der Gliederung wird durch die nächst höhere Gliederung 
verwaltet. Auf  dem Parteitag, der den Beschluss der Auflösung fasst, dürfen 
keine finanziellen Transaktionen  zwischen den Gliederungen mehr getätigt 
werden.   
 
 



Liberale Demokraten - die Sozialliberalen - LD 
Bundessatzung / Stand: 30.November 2003 

 

Seite 17 von 18 

§ 21  Urabstimmung 
 
1. Durch  Beschluss des   Bundesvorstandes,  des Bundesparteitages,  fünfzehn 

Prozent  (15 %) der Mitglieder, eines Landesverbandes, kann ein Antrag oder 
eine Resolution zur Urabstimmung der Mitglieder gestellt werden.  

 
Der Urabstimmungsgegenstand ist so darzustellen, daß eine Beantwortung mit 
"ja"  oder   "nein"   möglich ist. Der Bundesvorstand setzt die Zeit der  Urab- 
stimmung fest.   Er  ist  für  die  Herstellung  und  Verteilung der  Stimmzettel 
verantwortlich. 

 
2. Die Urabstimmung wird innerhalb der örtlichen Gruppen vorgenommen, deren 

Vorstände für die Durchführung der Urabstimmung verantwortlich sind. Sie 
haben über die Gültigkeit der   abgegebenen Stimmen zu entscheiden und dem 
Vorstand der nächsthöheren Gliederung zuzuleiten. 

 
 
 
 
§ 22  Verbindlichkeit der Satzung  
 
1. Die Bundessatzung geht den Satzungen der Gliederungen vor. Soweit nicht 

näher geregelt gelten die Vorschriften des Parteiengesetzes. 
 
2. Änderungen der Bundessatzung sind nur möglich, wenn auf dem 

Bundesparteitag mindestens zwei Drittel der anwesenden Stimmberechtigten die 
Änderung befürworten.  Hierbei gilt das relative Verhältnis zwischen 
Befürwortern und Ablehnern des Änderungsantrages. Ungültige Stimmen und 
Stimmenthaltungen haben auf das Verhältnis keinen Einfluß. 

 
 Änderungen der Bundessatzung treten am ersten Tag nach Ablauf des 

Bundesparteitages in Kraft. 
 
 
3. Diese Satzung tritt am 30.November 2003   in   Kraft. 
 
 
Anhang: Bundesbeitragsordnung  
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Bundesbeitragsordnung  

 
Liberale Demokraten - die Sozialliberalen – LD 

 
 

Gemäß § 2 Abs. 6 der Bundessatzung tritt diese Beitragsregelung in Ergänzung zu  §2 
Abs. 6 in Kraft. 
 

 
1. Der Mindestbeitrag beträgt 10,-Euro pro Monat. 

 
2. Der ermäßigte Regelbeitrag beträgt 2,50 Euro pro Monat. Der ermäßigte 

Regelbeitrag gilt auf Antrag für Schüler, Wehr- und Zivildienstleistende, 
Studenten, Rentner, Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger. 

 
3.  Bei Mitgliedern mit höherem Einkommen beträgt der Beitrag eins vom Hundert 

(1%) des monatlichen Nettoeinkommens. 
 
4. Bei nachgewiesener Bedürftigkeit kann von der zuständigen Gliederung auf 

Antrag Beitragsfreiheit gewährt werden. 
 

5. Der Bundesverband erhält die Mitgliedsbeiträge bundesunmittelbarer 
Mitglieder und die vom Bundesparteitag beschlossenen Bundesanteile von 
vierzig vom Hundert (40 %) der geleisteten Mitgliedsbeiträge der 
Gliederungen. Den Restbetrag erhalten die zuständigen Landesverbände für die 
ihnen zugeordneten Mitglieder.  Diese Regelung gilt entsprechend für örtliche 
Gliederungen, die keinem Landesverband angehören. 

 
6. Die Landesverbände haben dreißig vom Hundert (30 %) der Landesanteile an 

die nächstniedrigeren Gliederungen abzuführen. 
 
7. Bei großen, bundesweiten Aktionen können diese Umlagen in Absprache mit 

den Schatzmeistern erhöht werden. 
 
  8. Diese Beitragsordnung tritt am 01.Januar 2000  in Kraft. 
 

________________________________________ 
 



 
 

 
Bundesverband  

Postfach 102445, 34024 Kassel Tel.: 0561-8207935 Fax:: 0561- 820 7936 
http:// www.liberale-demokraten.de      liberale.demokraten@t-online.de  
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Wer sind die Liberalen Demokraten ? 

 
 
Die Gründung der Liberalen Demokraten (LD) erfolgte am 28.11.1982 in 
Bochum, nach dem Bruch der sozialliberalen Koalition, in dessen Folge 
sich die FDP von ihrem bisherigen Koalitionspartner SPD abwandte und mit der  
CDU  weiter regierte bis zum März 1983, ohne vorzeitige Neuwahlen einzuleiten. 
Diese Missachtung des Wählerwillens als auch die Abkehr der FDP von den 
sozialliberalen Grundsätzen (den „Freiburger Thesen“ von 1971) führten zur 
Gründung der Liberalen Demokraten durch zahlreiche Bürgerinnen und Bürger. 
Gleichzeitig verließen etwa 20.000  der 86.000 Mitglieder die „gewendete“ FDP. 
(1)  
 
Unsere Partei besteht nun seit mehr als 23 Jahren. Es  gelang   einigen 
Gliederungen (z.B. Heidelberg von 1982-1999) als Abgeordnete in Stadt- und 
Gemeinderäte einzuziehen. Auch im Berliner Landtag  war die LD seit ihrer 
Gründung zweimal vertreten. 
 
Seit vielen Jahren ist die Partei auch auf internationaler Ebene aktiv. So traten  die 
Liberalen Demokraten 2002 der Europäischen Anti-Atomplattform bei, einem  
Bündnis von mehr als 220 europäischen Nicht-Regierungsorganisationen, das für 
einen möglichst unumkehrbaren  Ausstieg aus der Kernenergie eintritt und sich für 
alternative, erneuerbare Energien einsetzt. Im April 2002 und erneut in 2004 waren 
die LD  Teil einer europäischen Delegation , die 2002 in Helsinki (Finnland) mit 
der finnischen Regierung Gespräche führte und auch von einer Delegation des 
finnischen  Parlamentes  angehört wurde. 2004 dehnte der gleiche Kreis –wieder 
mit Teilnahme der LD - seine Aktivitäten  auf St. Petersburg (Föderation Russland) 
aus. 
 
 Seit 1993 unterstützt die LD  als erste Partei die Bestrebungen zur Gründung des 
„Deutschen Holocaust-Museums, Zentralmuseum gegen Verbrechen wider die 
Menschlichkeit. Arbeits-, Gedenk- und Forschungsstätte für Frieden und 
Humanität“,  aus dem  inzwischen  eine Stiftung hervorgegangen ist. (2) 
 
Parteiinterne Demokratie  ist für uns  Liberale Demokraten unabdingbar. Jedes 
LD-Mitglied  hat auf Parteitagen Rede- und Stimmrecht, kann politische Anträge 
einbringen und so Einfluss auf die Entscheidungen und die Willensbildung  der 
Partei nehmen. 
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Die LD setzt sie sich für mehr Bürgerrechte und Bürgermitbestimmung (u. a.  
durch Volksentscheide) ein  sowie für Frieden und Abrüstung, vor allem aber  für 
eine offene und transparente Demokratie und wehrt  sich gegen soziale 
Ungerechtigkeiten  
 
Standhafte und überzeugte  Demokraten lassen sich nicht beirren! Mit mehr als 
dreiundzwanzig  Jahren  politischer Erfahrung und Kompetenz will die LD  ihre 
Kraft und ihre Arbeit weiterhin  zum Wohl  der Menschen  einbringen. 
 
Große Hoffnung und Zuversicht setzen die LD  in junge Menschen und  
appellieren an sie, unsere Gesellschaft   durch sozialliberales  Denken und Handeln  
im Geist der „Freiburger Thesen von 1971 „( unter anderem „die  soziale 
Verpflichtung des Eigentums“) wieder neu zu beleben. 
 
Es gilt heute mehr denn je, sich den neoliberalen,  der Globalisierung  ergebenden 
Strömungen und Machtkreisen entgegenzustellen. Dies vor allem, um ein 
menschenwürdiges Leben für alle zu erhalten, beziehungsweise wiederzuerlangen. 
 
Die Liberalen Demokraten kritisieren im Rahmen  der Globalisierung die unsoziale 
Entwicklung der neoliberalen Politik, die eine Verquickung von Staat und 
Großindustrie ermöglicht und vor an treibt. Die Entfesselung des Marktes 
verschärft weltweit die soziale Lage.  
 
 
 
 
 
 
1) Theo Schiller: “Die FDP :Partei der wechselnden Wechselwähler“ Der Bürger im Staat, 
39.Jg,Heft 4, Stuttgart , Nov 1989 (hrsg.v.d.pol.Landeszentrale für politische Bildung Baden-
Württemberg) S.252. 
 
 2) Zum Initiator  Dr.Hans-Jürgen Häßler vom Institut für Friedens-und Konfliktforschung in 
Hannover bestehen schon Kontakte aus der Zeit vor Gründung der LD. 
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I.  Grundsätze 
 
 
Die Liberalen Demokraten stehen in der Tradition des deutschen Liberalismus.   
Sie verstehen sich als Erbe der bürgerlichen Revolution und ihrer Forderung nach 
Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit. 
 
 
 
Sie treten ein  für 
 

- Menschenwürde durch Selbstbestimmung 

-        Gleichberechtigung aller Menschen 

- Fortschritt durch Vernunft 

- Demokratisierung der Gesellschaft und   

-        Beteiligung aller Bürger am politischen Entscheidungsprozess 

- Sicherung und Erweiterung der Bürgerrechte 

- Vorurteilslosigkeit, Toleranz und Sachlichkeit im gesellschaftlichen   

          Diskussionsprozess sowie Überschaubarkeit und Durchschaubarkeit  

          der Strukturen und Prozesse in allen gesellschaftlichen Lebensbereichen 

- Schutz der Minderheiten 

-        Erhaltung  bzw. Wiederherstellung der natürlichen Lebensgrundlagen 

-         Friedenssicherung durch Entspannung und Abrüstung 

- Reform des Kapitalismus: Marktwirtschaft und Eigentum sind für sie   

 Mittel zum Zweck der Wahrung und Mehrung menschlicher Freiheit  

          und nicht Selbstzweck. 

- Globalisierung als Ausdruck von Neoliberalismus lehnen sie ab 
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Die Liberalen Demokraten wollen gemeinsam mit Bürgerinnen und Bürgern 
politische Verantwortung übernehmen. Überzeugendes, aufrichtiges und am 
Gemeinwohl orientiertes Handeln soll auf politische Veränderungen Antwort 
geben und die notwendigen Entscheidungen voranbringen. Wir wollen vor allem  
rechtzeitig das Gespräch über politische Grenzen hinweg  mit den Betroffenen 
führen, dabei auch eigene Positionen kritisch  hinterfragen und Minderheiten 
anhören. 
 
Herausragende Bedeutung haben für die LD  bis heute jene  liberalen Grundsätze, 
die in den  Freiburger Thesen von 1971 niedergelegt sind.  
 
 
II. Frieden und Sicherheit 
 
 
Die Entspannungspolitik hat unser Leben  sicherer gemacht. Sie ist Existenz-
grundlage  unseres Landes. Sie wurde von Liberalen entwickelt und durchgesetzt. 
 
Im westlichen Bündnis muss das besondere Interesse Europas an Fortschritten zur 
Entspannung und Abrüstung mutig vertreten werden; wir dürfen uns nicht zum 
Satelliten der USA  machen. 
 
 Bewaffnung und Einsatz der Bundeswehr müssen auf reine Verteidigung 
umgestellt werden. 
  
out-of-area Einsätze (Auslandseinsätze)  lehnen wir nach wie vor ab. 
 
Ziel von Abrüstungsverhandlungen muss eine Welt  frei von atomaren,  
biologischen und chemischen Waffen sein mit einer ausgewogenen 
Verminderung der konventionellen Rüstung , Herstellung , Erwerb und Einsatz 
von  Massenvernichtungswaffen  sowie von Geschossen mit abgereichertem Uran  
und anti- Personen-Minen müssen völkerrechtlich verboten werden. 
 
 
Liberale Demokraten unterstützen jedes ernsthafte und ehrliche Eintreten für    
den Frieden. Deshalb sind wir zur Zusammenarbeit mit der Friedensbewegung  
weiterhin  bereit. Die unabhängige Friedens- und Konfliktforschung  muss 
erhalten und weiter ausgebaut und werden. 
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III. Inneres, Recht und Bildung 
 
 
Die hohen Ziele des Grundgesetzes sind in unserem Land noch lange nicht 
verwirklicht. Liberale Demokraten wollen das Grundgesetz in die Gesellschaft 
hineintragen. 
 
Im Hinblick auf die von uns geforderte Gleichberechtigung der Frau begrüßen 
wir das Antidiskriminierungsgesetz   und fordern die Reform des § 218 im Sinne 
der Fristenlösung. 
 
Um das Grundrecht auf Verweigerung des Kriegsdienstes zu gewährleisten, 
fordern wir die Abschaffung des Prüfungsverfahrens für Kriegsdienstverweigerer 
ohne Benachteiligung der Zivildienstleistenden gegenüber den Soldaten. 
 
Niemand darf in einer Demokratie wegen einer rechtmäßigen politischen Tätig-
keit Nachteile erleiden. Die Regelung des Zugangs zum öffentlichen Dienst ist  
diesem Grundsatz anzupassen.  
 
Ein der Zeit angemessenes Zuwanderungsgesetz ist weiter zu entwickeln und 
Integration zu fördern. 
 
Das Recht auf Asyl darf nicht angetastet werden. Hilfen zur Erleichterung der 
freiwilligen Rückkehr dürfen nur ohne Druck angeboten werden. An Staaten, in 
denen die Missachtung der  Menschenrechte sowie Verfolgung stattfinden, darf 
nicht ausgeliefert werden. 
 
Minderheiten  dürfen nicht benachteiligt werden. 
 
Im Drogenbereich ist für Süchtige Therapie an die Stelle von Strafe zu setzen. 
 
Sondergesetze gegen sexuelle Minderheiten lehnen wir ab. Die erfolgte 
Streichung des §175 StGB war für uns nur konsequent. Neue Formen des 
Zusammenlebens sollen gleichwertige Chancen wie die alten erhalten. 
 
Gleiche und gute Bildungschancen für alle sind nicht nur Gebote von Freiheit    
und Gerechtigkeit, sondern nach wie vor auch die wichtigste Zukunftsinvestition 
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und eine der wichtigsten Ressourcen unseres Landes.  Der Staat hat insbesondere 
über Ausgleichsabgaben und Schaffung weiterer überbetrieblicher  
 
 
Ausbildungsstellen zu gewährleisten, dass für alle Schulabgänger ein zumutbarer 
Arbeitsplatz angeboten wird. 
 
Ebenso muss im Hochschulbereich der Numerus Clausus überwunden werden 
und zwar in erster Linie durch stärkere Nutzung der vorhandenen Ausbildungs-
kapazitäten. Kürzungen der Ausbildungsförderung lehnen wir ebenso ab wie die 
Gewährung als Darlehen. Für das Erststudium dürfen keine Studiengebühren 
erhoben werden. 
 
 
 
IV. Umwelt und Wirtschaft 
 
 
Mehrbelastungen der Umwelt und Mehrverbrauch an  Energie und Rohstoffen 
können  nicht mehr hingenommen werden; geboten sind vielmehr Entlastungen 
und Einsparungen. Das schränkt die Möglichkeiten für wirtschaftliches Wachstum 
erheblich ein. Ökologie ist Langzeitökonomie. 
 
 
Zur  Verbesserung der Umweltsituation fordern wir insbesondere: 
 

- die Verschärfung der Wasserschutzbestimmungen und eine umfassende 

          Gewässersanierung 

- ein weltweites Verbot der Verklappung auf See 

- eine Senkung der zulässigen Immissions- und Emissionswerte, 

- als Sofortmaßnahme bei Großfeuerungsanlagen auf 400 mg Schwefeldioxyd 

 je cbm  Abgas, 

- die Erhebung von Abgaben für den verbleibenden Schadstoffausstoß, 

- ein wirksames Verkehrslärmschutzgesetz, 

- die Verbandsklage. 
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- Umweltbilanzen zur Ermittlung der Kostenwahrheit und der 

Kostengerechtigkei 
 
 
Durch eine konsequente Politik der Energieeinsparung und der verstärkten  
Förderung alternativer Energien wollen wir den Atomausstieg weiter 
vorantreiben.   
 
Zur Eindämmung der Arbeitslosigkeit setzen wir unter anderem auf 
Arbeitszeitverkürzungen und beschäftigungsorientierte Haushaltspolitik und eine 
beschäftigungspolitische Haushalts- und Finanzpolitik. 
 
Durch vermehrte und unbürokratische Hilfen bei der Existenzgründung und 
Offenheit gegenüber neuen Unternehmensformen und alternativen Produk-
tionsweisen  soll der Arbeitsmarkt entlastet werden. 
 
Die Politik der gegenwärtigen Bundesregierung 1), durch Gaben an die 
Unternehmer die Investitionen anzukurbeln und gleichzeitig den Haushalt zu   
Lasten der breiten Massen zu sanieren, lehnen wir als ungerecht und unwirksam 
ab. Diese Politik fördert allenfalls die Rationalisierungsinvestitionen, drosselt 
gleichzeitig den Verbrauch und vernichtet auf beiden Wegen weitere 
Arbeitsplätze. 
 
Produktivitätsfortschritte sollen künftig vorrangig in Form von Arbeitszeit-
verkürzungen an die Arbeitnehmer weitergegeben werden. Das ist in erster Linie 
Aufgabe der Tarifparteien. 
 
Die Arbeitszeitordnung  2) ist zu novellieren. 
 
Die Liberalen Demokraten bekennen sich zur Weiterentwicklung von 
Mitbestimmung und Teilhabe der Arbeitnehmer in den Betrieben und Unter-
nehmen.  Dazu gehört die Beteiligung am Produktivvermögen. 
 
 

 
1)  Diese Aussage wurde von der LD bereits 1982 in ihrem  
Grundsatzprogramm getroffen und hat nach wie vor Gültigkeit. 

 
           2) siehe den LD-Gesetzesentwurf“ Arbeit für Alle „(Bundesparteitag vom 
12.und 13.April 1986 in Osnabrück; veröff. in „Freisinnig wider die 
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Restauration“,hrsg.v.Ralf Bartz, Hanno Jochimsen ,Hans-Herbert Wilhelmi, Bonn 
1988 :156-174 ) 
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